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Funklöcher, marode Brücken, lückenhafte Nahverkehrsverbindungen: Die Infrastruktur in Deutschland 
leidet unter einem erheblichen Investitionsrückstand. Dies belegt die Analyse von Prof. Dr. Horst Gischer, 

Leiter des Lehrstuhls für Monetäre Ökonomie und öffentlich-rechtliche Finanzwirtschaft an der  
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg sowie Geschäftsführender Direktor des Forschungszentrums  

für Sparkassenentwicklung. Besonders zu leiden haben demnach die ländlichen Räume, vor allem in 
Ostdeutschland. Diese Infrastruktur-Defizite verstärken damit die Abwanderungsbewegungen in  

die Ballungsgebiete. Buchstäblich auf der Strecke bleiben hingegen die Regionen jenseits der großen 
Metropolen. Prof. Dr. Gischers Forderung: Eine konzertierte Aktion von Bund, Ländern und Gemeinden 

bzw. Landkreisen unter Beteiligung der lokalen Kreditwirtschaft.

INFRASTRUKTUR-DEFIZITE BELASTEN DEUTSCHE KOMMUNEN 

MAL WIEDER 
KEIN EMPFANG? 
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negativen Konsequenzen des inzwischen 
nicht einmal mehr schleichenden Verfalls 
der Infrastruktur treffen vor allem die 
ohnehin bereits gebeutelten ländlichen 
Regionen der Bundesrepublik. Gerade 
hier behindern sich demographische 
Entwicklungen und beschränkte lokale 
Wirtschaftskraft gegenseitig. Neben das – 
auch historisch bedingte – Ost-West-
Gefälle tritt eine erkennbare Schieflage 
der ökonomischen Verhältnisse in den 
Flächenländern zwischen Nord und Süd.

Gesetzlicher Anspruch und gesell-
schaftliche Realität klaffen weit aus-
einander
Dabei sind die gesellschaftlichen Vorga-
ben (mehr oder weniger) eindeutig. Im 
Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes 
heißt es wörtlich: „…der Bund [hat] das 
Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet … im gesamtstaat-
lichen Interesse eine bundesgesetzliche 
Regelung erforderlich macht.“ Unterstützt 
wird diese Vorschrift durch detaillierte 
Ausführungen im § 2 Raumordnungsge-
setz (ROG) zur Etablierung ausgeglichener 
sozialer, infrastruktureller, wirtschaftli-
cher, ökologischer und kultureller Verhält-
nisse. Die Abbildung 1 vermittelt indes 
einen Eindruck von den tatsächlichen 
Gegebenheiten.

Ein näherer Blick fördert folgende Tatsa-
chen zutage:
•	 Die Hansestadt Hamburg ist zweifels-

frei das einkommensstärkste Bundes-
land, der nominale Abstand zu den 
„Verfolgern“ hat seit 2000 signifikant 
zugenommen.

•	 Die Zusammensetzung der nachfol-
genden vier Plätze ändert sich nicht, 
nur deren Reihenfolge. Der sichtbare 
Abstand zum „Rest“ bleibt erhalten.

•	 Auch beinahe drei Jahrzehnte nach 
der Wiedervereinigung bilden die ost-
deutschen Bundesländer weiterhin 
die Nachhut bei der regionalen Ein-
kommensverteilung. Immerhin ist die 
Distanz zu den „Schwächsten“ des 
Westens geringer geworden.

•	 Im Vergleich zum Beginn des Jahrtau-
sends hat die absolute Streuung der 
Pro-Kopf-Einkommen ebenso zuge-

nommen wie die relativen Differenzen. 
Die statistischen Unterschiede sind 
folglich größer geworden.

Nicht nur die ökonomischen Verhältnisse 
haben sich in den vergangenen zwei 
Dekaden verändert, sondern parallel dazu 
ebenso die Einwohnerzahlen der Bundes-
länder. Auch in dieser Hinsicht zählen die 
ostdeutschen Regionen eindeutig zu den 
Verlierern. Obwohl die Einwohnerzahl in 
Deutschland seit Beginn des Jahrhun-
derts um mehr als 750.000 gestiegen ist, 
hat in allen fünf Ländern die Bevölkerung 
deutlich abgenommen, in Sachsen um 

WEITBLICK

D
ie Situationen sind den meisten 
aus eigener Erfahrung bekannt: 
Züge, die aus technischen Grün-
den auf freier Strecke unvermit-
telt liegen bleiben; Telefonate, 
die aufgrund fehlender Netzab-

deckung urplötzlich ihr Ende finden; 
Autobahnbrücken, die wegen massiver 
Bauschäden allenfalls im Schritttempo 
passiert werden dürfen oder dauerhaft 
vergebliche Versuche, eine Verbindung 
mit dem Internet herzustellen. Die Liste 
ließe sich problemlos erweitern, alle 
Ereignisse finden täglich, anhaltend und 
in großer Zahl in einem der reichsten 
Länder unseres Planeten statt – in 
Deutschland.

Das Bruttosozialprodukt (BIP) pro 
Kopf ist seit dem Jahr 2000 bis Ende 
2018 im Bundesdurchschnitt um beinahe 
60 Prozent gestiegen. Zugleich ging aller-
dings die Bruttoinvestitionsquote von 7,6 
Prozent des BIP auf nur noch 3,6 Prozent 
zurück. Der öffentliche Sektor hat sich in 
der Zwischenzeit ebenfalls nicht als 
„großzügiger“ Investor erwiesen, der Anteil 
der staatlichen Ausgaben für Bauten und 

Ausrüstungen blieb im Betrachtungszeit-
raum weitgehend konstant. Eine aktuelle 
Studie des Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW) und des Instituts für Makro-
ökonomie und Konjunkturforschung (IMK) 
der Hans-Böckler-Stiftung beziffert vor 
diesem Hintergrund die (zusätzlichen) 
öffentlichen Investitionsbedarfe für die 
kommenden zehn Jahre auf (real) mehr als 
450 Mrd. Euro.

Diese fraglos wenig erbaulichen 
Erkenntnisse werden durch eine weitere 
empirische Beobachtung verschärft: Die 

„GERADE AUF DEM 
LAND BEHINDERN SICH 

DEMOGRAPHISCHE 
ENTWICKLUNGEN UND 
BESCHRÄNKTE LOKALE 
WIRTSCHAFTSKRAFT 

GEGENSEITIG.“
PROF. DR. HORST GISCHER
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ABB. 1

PRO-KOPF-EINKOMMEN  
IN DEN BUNDESLÄNDERN 
in Euro   2000   2018

Quelle: Statistisches Bundesamt;  
eigene Berechnungen.
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fast 16 Prozent und in Thüringen immerhin 
um mehr als elf Prozent. Allein das 
Saarland hat im Betrachtungszeitraum 
ebenfalls Einwohner verloren. Allerdings 
finden diese Prozesse in Form von „Land-
flucht“ auch innerhalb der einzelnen 
Regionen statt. 

Am Beispiel Sachsen-Anhalt wird dies 
deutlich. Bis auf die Landeshauptstadt 
Magdeburg und die Region um Halle hat 
die Bevölkerung in den einzelnen Land-
kreisen um zum Teil mehr als zehn Prozent 
seit 2011 abgenommen. Zudem sind starke 
Zuwanderungseffekte in den angrenzen-
den Metropolregionen Berlin im Osten, 
Leipzig im Süden und Braunschweig/
Wolfsburg im Westen zu verzeichnen.  
Die Schlussfolgerungen sind alarmierend:  
Die „armen“ Länder und insbesondere 
ihre ländlichen Regionen sterben gleich-
sam aus. Letztere leiden nachhaltig und in 
großem Umfang unter den fortbestehen-
den Mängeln in der Infrastruktur sowie 
den damit verbundenen Verlusten an 
Arbeitsplätzen und Serviceeinrichtungen.

PROF. DR. HORST GISCHER 
Leiter des Lehrstuhls für Monetäre 
Ökonomie und öffentlich-rechtliche 
Finanzwirtschaft an der Otto-von-

Guericke-Universität Magdeburg sowie 
Geschäftsführender Direktor des 

Forschungszentrums für Sparkassen-
entwicklung e.V. (FZSE)

Ein Plan wäre nützlich
Den deutschen Kommunen ist ihre pre
käre Situation fraglos seit längerer Zeit 
durchaus bekannt. Das regelmäßig durch-
geführte Kommunalpanel der Kredit
anstalt für Wiederaufbau offenbart die 
Dringlichkeit investiver Maßnahmen (vgl. 
Abbildung 2). 

Allein die Defizite im Bildungsbereich 
und der Ausstattung an Straßen und Ver-
kehrswegen machen fast 60 Prozent des 
gesamten Investitionsstaus aus, die erfor-
derlichen knapp 80 Mrd. Euro sind von 
den Kommunen ohne Hilfe der übergeord-
neten Gebietskörperschaften nicht auf
zubringen. Die Finanzkraft der regionalen 
Sparkassen könnte ohne Zweifel helfen, 
ebenso die in den Häusern vorhandene 
Expertise bei der präzisen Ermittlung der 
erforderlichen Bedarfe. Eine konzertierte 
Aktion von Bund, Ländern und Gemeinden 
bzw. Landkreisen unter Beteiligung der 
lokalen Kreditwirtschaft wäre geeignet, 
Investitionsfonds einzurichten, an denen 
sich auch private Anleger beteiligen könn-
ten. Die Koordination der Einzelmaßnah-
men sollte (zwingend) überregional erfol-
gen, um Doppelprojekte oder ineffizienten 
kommunalen Wettbewerb um knappe 
Ressourcen zu vermeiden. Nicht alle 
regionalen Strukturen werden überlebens-
fähig bleiben, aber die Entvölkerung 
ganzer Landstriche und die damit verbun-
denen ökonomischen Verluste könnten 
minimiert werden. 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt  
vom Deutschen Institut für Urbanistik von September 
bis Oktober 2018

ABB. 2

WAHRGENOMMENER  
INVESTITIONSRÜCKSTAND IN 
DEN KOMMUNEN 2018
in Mrd. Euro 

42,8	� Schulen, Erwachsenenbildung
36,1	� Straßen, Verkehrsinfrastruktur
14,0	� Öff. Verwaltungsgebäude
9,0	� Brand-, Katastrophenschurtz
8,8	 Sportstätten, Bäder
7,5	 Kinderbetreuung
6,5	 Wasserver-, entsorgung
5,4	 Kultur
2,6	� Infromationsinfrastruktur
1,8	 Wohnungswirtschaft
0,7	� Gesundheitsinfrastruktur
0,4	 ÖPNV
0,1	� Abfallwirtschaft
0,02	� Energieerzeugung, -versorgung
2,7	 Sonstiges

Kaputte Straßen mit Schlaglöchern zählen zu den 
sichtbarsten Mängeln in der deutschen Infrastruktur.


